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BEKANNTMACHUNG	 Gemeinde Neuenmarkt

Haushaltssatzung
der

Gemeinde Neuenmarkt
(Landkreis Kulmbach)

für das
Haushaltsjahr 2025

vom 17.06.2025

Auf Grund der Art. 63 ff. der Gemeindeordnung für den Freistaat 
Bayern (GO) erlässt die Gemeinde Neuenmarkt folgende Haushalts-
satzung:

§ 1

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 
2025 wird hiermit festgesetzt; er schließt

im Verwaltungshaushalt
in den Einnahmen und Ausgaben mit	 5.390.959 €

und

im Vermögenshaushalt
in den Einnahmen und Ausgaben mit	 1.465.500 €

ab.

§ 2

(1) 	Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungs-
maßnahmen sind nicht vorgesehen.

(2) 	Kreditaufnahmen für Investitionen des Eigenbetriebs Gemein-
dewerke Neuenmarkt sind nicht vorgesehen.  

§ 3

(1) 	Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden 
nicht festgesetzt.

(2) 	Verpflichtungsermächtigungen im Vermögensplan des Eigenbe-
triebs Gemeindewerke Neuenmarkt werden nicht festgesetzt.

§ 4

Die Steuersätze (Hebesätze) für nachstehende Gemeindesteuern 
werden wie folgt festgesetzt:

1. 	Grundsteuer

	 a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (A)	 245 v.H.  

	 b) für die Grundstücke (B)	 185 v.H.

2. 	Gewerbesteuer	 330 v.H.

§ 5

(1) 	Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung 
von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 200.000 € fest-
gesetzt.

(2) Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung 
von Ausgaben des Eigenbetriebs Gemeindewerke Neuenmarkt 
wird auf 150.000 € festgesetzt.

§ 6

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2025 in Kraft.

Neuenmarkt, 17. Juni 2025
Gemeinde Neuenmarkt
Alexander Wunderlich
Erster Bürgermeister

Der Haushaltplan liegt ab Erscheinen dieser Bekanntmachung ge-
mäß Art. 65 Abs. 3 und Art. 26 Abs. 2 der Gemeindeordnung (GO) 
eine Woche lang im Rathaus der Gemeinde Neuenmarkt, Zimmer 6, 
während der allgemeinen Geschäftsstunden öffentlich auf.

Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen liegt für die Dauer ihrer 
Gültigkeit gemäß § 4 der Bekanntmachungsverordnung innerhalb 
der allgemeinen Geschäftsstunden im Rathaus der Gemeinde Neu-
enmarkt, Zimmer 6, zur Einsicht bereit.
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BEKANNTMACHUNG	 Markt Wonsees

Haushaltssatzung des Marktes Wonsees (Landkreis Kulmbach)
für das Haushaltsjahr 2025

vom 02. April 2025

Auf Grund der Art. 63 ff. der Gemeindeordnung für den Freistaat 
Bayern – GO – (BayRS 2020-1-1-I) erlässt der Markt Wonsees folgen-
de Haushaltssatzung:

§ 1

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 
2025 wird hiermit festgesetzt; er schließt

im Verwaltungshaushalt
in den Einnahmen und Ausgaben mit	 2.588.100 €

und

im Vermögenshaushalt
in den Einnahmen und Ausgaben mit	 760.500 €

ab.

§ 2

Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungs-
maßnahmen werden nicht festgesetzt.

§ 3

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden 
nicht festgesetzt.

§ 4

Die Steuersätze (Hebesätze)  für nachstehende Gemeindesteuern 
werden wie folgt festgesetzt:

1. 	Grundsteuer

	 a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (A)	 378 v. H.
	 b) für die Grundstücke (B)	  191 v. H. 

2. 	Gewerbesteuer	 320 v. H.

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von 
Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 1.000.000 € festgesetzt.

§ 6

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2025 in Kraft.

Wonsees, 02. April 2025
Markt Wonsees
Andreas Pöhner
Erster Bürgermeister

Die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan liegen gemäß Art. 65 
Abs. 3 der Gemeindeordnung (GO) i.V.m. § 4 der Bekanntmachungs-
verordnung (BekV) während der Dauer ihrer Gültigkeit in der Ge-
meindeverwaltung innerhalb der allgemeinen Geschäftsstunden 
zur Einsicht bereit.
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BEKANNTMACHUNG	 Verwaltungsgemeinschaft Untersteinach

� für die Gemeinde Untersteinach

Wasserrecht; 

Einleiten von gesammelten Niederschlagswasser aus einem 

Teilbereich des Bebauungsplangebiets „Am Bühl“ (Fl.-Nr. 1755, 

Gem. Untersteinach) in den Liesbach durch die 

Gemeinde Untersteinach 

Die Gemeinde Untersteinach hat beim Landratsamt Kulmbach die 

Erteilung einer gehobenen Erlaubnis nach § 15 des Wasserhaus-

haltsgesetzes (WHG) für das Einleiten von gesammelten Nieder-

schlagswasser aus einem Teilbereich des Bebauungsplangebiets 

„Am Bühl“ (Fl.-Nr. 1755, Gem. Untersteinach) in den Liesbach be-

antragt. 

Die Entwässerung des genannten Gebietes soll im Trennsystem er-

folgen. Anfallendes Niederschlagswasser wird über ein Regenwas-

serkanalnetz abgeleitet und zunächst in einem Regenrückhaltebe-

cken im Bereich des Grundstücks Fl.-Nr. 1755, Gem. Untersteinach, 

gesammelt, bevor schließlich eine gedrosselte Einleitung des ge-

sammelten Niederschlagswassers in den Liesbach erfolgt. 

Die Einleitungsstelle in den Liesbach liegt im Grenzbereich der 

Grundstücke Fl.-Nrn. 251/3 und 243, Gem. Untersteinach. 

Die Planunterlagen zu diesem Vorhaben liegen einen Monat, vom 

07.07.2025 bis 06.08.2025

in der Verwaltungsgemeinschaft Untersteinach, Stadtsteinacher 

Straße 17, 95369 Untersteinach, im Einsichtnahme-Bereich des 

Haupteingangs, während der allgemeinen Dienststunden für jeder-

mann zur Einsichtnahme aus (Auslegungsfrist).

Etwaige Einwendungen oder Stellungnahmen von Vereinigungen 

nach Art. 73 Abs. 4 Satz 5 des Bayerischen Verwaltungsverfahrens-

gesetzes (BayVwVfG) können bis zwei Wochen nach Ablauf der 

Auslegungsfrist schriftlich oder zur Niederschrift bei der Verwal-

tungsgemeinschaft Untersteinach, Stadtsteinacher Straße 17, 95369 

Untersteinach oder dem Landratsamt Kulmbach, Konrad-Adenau-

er-Straße 5, 95326 Kulmbach vorgebracht werden. 

Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Einwendungen ausge-

schlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beru-

hen. 

Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann 

auch ohne ihn verhandelt werden. 

Wenn mehr als 50 Benachrichtigungen oder Zustellungen vorzuneh-

men sind, können die Personen, die Einwendungen erhoben haben, 

oder die Vereinigungen, die Stellungnahmen abgegeben haben, vor 

dem Erörterungstermin durch öffentliche Bekanntmachung be-

nachrichtigt werden. Außerdem kann die Zustellung der Entschei-

dung über die Einwendungen durch öffentliche Bekanntmachung 

ersetzt werden. 

Untersteinach, 06. Juni 2025

Verwaltungsgemeinschaft Untersteinach

Doris Leithner-Bisani

Gemeinschaftsvorsitzende
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BEKANNTMACHUNG	 Verwaltungsgemeinschaft Untersteinach
� für den Markt Ludwigschorgast

Wasserrecht; 
Einleiten von gesammelten Niederschlagswasser aus dem 

Baugebiet „An der Alten Wirsberger Straße III“ sowie einem 
Teilbereich des Baugebiets „An der Alten Wirsberger Straße I“ 

in einen namenlosen Graben zur Schorgast durch 
den Markt Ludwigschorgast

Der Markt Ludwigschorgast hat beim Landratsamt Kulmbach die 
Erteilung einer gehobenen Erlaubnis nach § 15 des Wasserhaus-
haltsgesetzes (WHG) für das Einleiten von gesammelten Nieder-
schlagswasser aus dem Baugebiet „An der Alten Wirsberger Straße 
III“ sowie einem Teilbereich des Baugebiets „An der Alten Wirs-
berger Straße I“ in einen namenlosen Graben zur Schorgast bean-
tragt. 

Die Entwässerung des Baugebiets „An der alten Wirsberger Straße 
III“ soll im Trennsystem erfolgen. Der vom vorliegenden Vorhaben 
umfasste Teilbereich des Baugebiets „An der alten Wirsberger Stra-
ße I“ entwässert ebenfalls im Trennsystem. 
Anfallendes Niederschlagswasser aus dem Baugebiet „An der Alten 
Wirsberger Straße III“ wird über ein Regenwasserkanalnetz abge-
leitet und zunächst in einem Regenrückhaltebecken im Bereich des 
Grundstücks Fl.-Nr. 213/1, Gem. Ludwigschorgast, gesammelt. Auch 
der Regenwasserkanal des vorliegend betrachteten Teilbereichs 
des bestehenden Baugebiets „An der Alten Wirsberger Straße I“ 
wird in dieses Regenrückhaltebecken geleitet. 
Schließlich erfolgt eine gedrosselte Einleitung des im Regenrück-
haltebecken gesammelten Niederschlagswassers in einen namen-
losen Graben zur Schorgast. 
Die Einleitungsstelle in den namenlosen Graben zur Schorgast liegt 
im Bereich des Grundstücks Fl.-Nr. 184, Gem. Ludwigschorgast. 

Die Planunterlagen zu diesem Vorhaben liegen einen Monat, vom 

07.07.2025 bis 06.08.2025

in der Verwaltungsgemeinschaft Untersteinach, Stadtsteinacher 
Straße 17, 95369 Untersteinach, im Einsichtnahme-Bereich des 
Haupteingangs, während der allgemeinen Dienststunden für jeder-
mann zur Einsichtnahme aus (Auslegungsfrist).

Etwaige Einwendungen oder Stellungnahmen von Vereinigungen 
nach Art. 73 Abs. 4 Satz 5 des Bayerischen Verwaltungsverfahrens-
gesetzes (BayVwVfG) können bis zwei Wochen nach Ablauf der 
Auslegungsfrist schriftlich oder zur Niederschrift bei der Verwal-
tungsgemeinschaft Untersteinach, Stadtsteinacher Straße 17, 95369 
Untersteinach oder dem Landratsamt Kulmbach, Konrad-Adenau-
er-Straße 5, 95326 Kulmbach vorgebracht werden. 

Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Einwendungen ausge-
schlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beru-
hen. 
Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann 
auch ohne ihn verhandelt werden. 

Wenn mehr als 50 Benachrichtigungen oder Zustellungen vorzuneh-
men sind, können die Personen, die Einwendungen erhoben haben, 
oder die Vereinigungen, die Stellungnahmen abgegeben haben, vor 
dem Erörterungstermin durch öffentliche Bekanntmachung be-
nachrichtigt werden. Außerdem kann die Zustellung der Entschei-
dung über die Einwendungen durch öffentliche Bekanntmachung 
ersetzt werden. 

Untersteinach, 16. Juni 2025
Verwaltungsgemeinschaft Untersteinach
Doris Leithner-Bisani
Gemeinschaftsvorsitzende

BEKANNTMACHUNG	 Stadt Kulmbach

Sachgebiet 

Bauverwaltung/Bauaufsicht/Denkmalschutz

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung nach Art. 66 

Abs. 2 Sätze 4 – 6 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) als Ersatz 

für die Zustellung an die Nachbarn

Die Untere Bauaufsichtsbehörde der Stadt Kulmbach hat mit Bau-

genehmigungsbescheid vom 10.06.2025 eine Baugenehmigung für 

das folgende Vorhaben erteilt:

Bauvorhaben:	 Errichtung eines Trinkwasserbehälters

Bauort:	 Fl.Nr. 1731, Gemarkung Kulmbach, Am Rehberg 33, 

95326 Kulmbach

BV-Nr.:	 BV-043/2025

Das Bauvorhaben wird nach Maßgabe der eingereichten Pläne bau-

aufsichtlich genehmigt.

Gemäß Art. 66 Abs. 2 Sätze 4 – 6 BayBO wird aufgrund der Viel-

zahl der betroffenen Nachbarn die Zustellung der Baugenehmi-

gung für das Bauvorhaben an die Nachbarn durch diese öffentliche 

Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der Be-

kanntmachung im Amtsblatt des Landkreises Kulmbach als bewirkt 

(Art. 66 Abs. 2 Satz 6 BayBO). Die Nachbarn können die Baugeneh-

migung einschließlich der genehmigten Planunterlagen bei der 

Stadt Kulmbach, Sachgebiet Bauaufsicht, Oberhacken 8 in Kulm-

bach, einsehen.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner 

Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht Bayreuth

in 95444 Bayreuth

Postfachanschrift: Postfach 11 03 21, 95422 Bayreuth,

Hausanschrift: Friedrichstraße 16, 95444 Bayreuth.

 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift 

oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen 

Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-

Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkun-

gen!

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Kla-

gen grundsätzlich elektronisch einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungs-

gerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig.

Kulmbach, 11. Juni 2025

Stadt Kulmbach

Ingo Lehmann

Oberbürgermeister 
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BEKANNTMACHUNG	 Markt Marktleugast

Aufstellung der Einbeziehungssatzung „Weststraße“ des 

Marktes Marktleugast für die Flur-Nrn. 679/9, 679/10, Gemarkung 

Marktleugast; Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses

Der Marktgemeinderat Marktleugast hat in seiner Sitzung am 

16.09.2024 die Aufstellung einer Einbeziehungssatzung für die Flur-

Nrn. 679/9, 679/10, Gemarkung Marktleugast, gemäß § 34 Abs. 4 Satz 

1 Nr. 3 BauGB beschlossen. In der Marktgemeinderatssitzung am 

21.10.2024 wurde der Entwurf der Einbeziehungssatzung „Weststra-

ße“ gebilligt und die Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 

BauGB und die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange nach 

§ 4 Abs. 2 BauGB beschlossen. Die Beteiligung hat in der Zeit vom 

11.11.2024 – 12.12.2024 stattgefunden. In der Sitzung des Marktge-

meinderates Marktleugast vom 17.02.2025 wurden die eingegange-

nen Stellungnahmen behandelt und der Satzungsbeschluss gefasst. 

Der Satzungsbeschluss wird hiermit gemäß § 34 Abs. 6 Satz 2, § 10 

Abs. 3 Satz 1 Alternative 2 BauGB bekannt gemacht. 

Mit dieser Bekanntmachung tritt die Einbeziehungssatzung in 

Kraft. Jedermann kann die Satzung mit der Begründung während 

der üblichen Öffnungszeiten im Dienstgebäude der Verwaltungsge-

meinschaft Marktleugast, Neuensorger Weg 10, 95352 Marktleugast, 

Zimmer 3, einsehen und über deren Inhalt Auskunft verlangen. 

Außerdem ist die Einsichtnahme auch über die Homepage www.

marktleugast.de möglich.

Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung 

von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der Ab-

wägung sowie die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB wird hin-

gewiesen.

Unbeachtlich werden demnach

1.	eine nach § 214 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verlet-

zung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

2.	eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche 

Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis der Einbezie-

hungssatzung und des Flächennutzungsplans,

3.	nach § 214 Abs. 3 S. 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungs-

vorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der 

Einbeziehungssatzung schriftlich gegenüber der Gemeinde geltend 

gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Verletzung oder den 

Mangel begründen soll, ist darzulegen.

Außerdem wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 so-

wie Abs. 4 BauGB hingewiesen. Danach erlöschen Entschädigungs-

ansprüche für nach den §§ 39 bis 42 BauGB eingetretene Vermö-

gensnachteile, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf 

des Kalenderjahres, in dem die Vermögensnachteile eingetreten 

sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird.

Marktleugast, 18. Juni 2025

Markt Marktleugast 

Uome

Erster Bürgermeister 


